
 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 675/2012/APP/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 02.10.2012 
Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ: 7/061.3310 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Appen 04.12.2012 öffentlich 

 
Bildung des Gemeindewahlausschusses für die Kommunalwahl am 26. 
Mai 2013 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die nächste Kommunalwahl findet am 26. Mai 2013 statt. Aus diesem Grunde hat 
sich die Gemeindevertretung rechtzeitig mit der Wahl des Gemeindewahlausschus-
ses zu befassen. Die Wahl erfolgt auf Grundlage des § 12 Abs. 3 Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetz (GKWG). 
 
Den Gemeindewahlausschuss bilden die Wahlleiterin oder der Wahlleiter als Vorsit-
zende/r und acht Beisitzerinnen und Beisitzer. Er besteht also insgesamt aus neun 
Personen. Die Fraktionen der politischen Parteien, die bei der Bildung des Gemein-
dewahlausschusses zu berücksichtigen sind, wurden im Vorwege angeschrieben 
und gebeten, entsprechende Vorschläge zur Sitzung der Gemeindevertretung zu un-
terbreiten. 
 
Die Gemeindevertretung wählt nicht nur die Mitglieder des Gemeindewahlausschus-
ses sondern auch Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Weiterhin ist die Gemeinde-
wahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter zu wählen. Wer dem Gemeindewahlaus-
schuss angehört, kann weder Wahlbewerber (Kandidat) noch Vertrauensperson für 
Wahlvorschläge sein (§ 55 GKWG).  
 
 
 
 
 
 
Finanzierung: 
keine  
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Beschlussvorschlag: 
 
a) Die Gemeindevertretung wählt Inka Backer zur Wahlleiterin und Bernd Mordhorst 

zu ihrem Stellvertreter. 
b) Die Gemeindevertretung wählt nachstehende Personen in den Gemeindewahl-

ausschuss: 
 

 
Beisitzer/Beisitzerin Stellvertreter/Stellvertreterin 
Ulrike Banaschak Hans-Peter David 
Peter Thon Jutta Koopmann 
Dirk Thon Willi Diekert 
Volker Behlke Ute Triegel 
Nicole Kaufmann Klaus Beckmann 
Bettina Haack Uwe Damm 
Doris Schüler Sonja Befeld 
Peter Rawe Imke Früchtenicht 
 
 
 
 
___________________ 
Banaschak  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 676/2012/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 15.10.2012 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

06.11.2012 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 27.11.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 04.12.2012 öffentlich 

 
Finanzierungsvertrag für den ev. St. Johannes Kindergarten Appen 
 
Sachverhalt: 
 
Über den Entwurf des Finanzierungsvertrages für den ev. St. Johannes Kindergarten 
Appen (liegt bereits vor) wurde bereits während der Sitzung des Ausschusses für 
Schule, Kultur, Sport und Soziales am 24.05.2012 und während der Sitzung des Fi-
nanzausschusses am 14.06.2012 beraten. Aufgrund einer fehlenden Formulierung 
zur künftigen Regelung von offenen Elternbeiträgen wurde dieser Tagesordnungs-
punkt bei der Sitzung der Gemeindevertretung am 21.06.2012 von der Tagesord-
nung genommen, da noch eine Einigung zur Formulierung mit der Kirchengemeinde 
ausstand. 
 
Am 26.07.2012 hat ein gemeinsames Gespräch mit Vertretern der Kirchengemeinde, 
der Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Soziales, der Ver-
waltung und dem Bürgermeister stattgefunden. Der gemeinsam erarbeitete Formulie-
rungsvorschlag wurde jedoch vom Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein nicht 
akzeptiert. An dem Gesprächstermin am 26.07.2012 hat leider kein Vertreter vom 
Kirchenkreis, trotz Einladung, teilgenommen. Eine Beratung und Beschlussfassung 
über den Finanzierungsvertrag war daher in der letzten Sitzungsperiode Au-
gust/September 2012  nicht möglich. 
 
Es findet daher am 29.10.2012 ein erneutes Gespräch mit Vertretern der Kirchenge-
meinde, dem Kirchenkreis, der Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Kultur, 
Sport und Soziales, der Verwaltung und dem Bürgermeister statt. 
 
Zielsetzung ist einen einvernehmlichen Formulierungsvorschlag zur künftigen Rege-
lung von offenen Elternbeiträgen zu finden und diesen in den Finanzierungsvertrag 
aufzunehmen. Eine Vertragsunterzeichnung könnte dann noch im Dezember 2012 
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erfolgen.  
 
Der erarbeitete Formulierungsvorschlag wird nach dem Gesprächstermin zeitnah an 
die Fraktionsvorsitzenden weitergeleitet.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Aus Sicht der Verwaltung sollte aufgrund der hohen Außenstände beim ev. St. Jo-
hannes Kindergarten auf jeden Fall eine Formulierung zur Regelung von offenen El-
ternbeiträgen in den Finanzierungsvertrag aufgenommen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dem bereits vorliegenden 
Vertragsentwurf und der bereits vorliegenden Nebenabrede (wurde den Sitzungsun-
terlagen für die Sitzungsperiode August und September 2012 beigefügt) zuzustim-
men. 
 
In § 4 Abs. 3 wird folgende Formulierung zur Regelung mit offenen Elternbeiträgen 
aufgenommen: 
 
 
 
 
 
___________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen:  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 667/2012/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 19.09.2012 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 461.1711 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

06.11.2012 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 27.11.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 04.12.2012 öffentlich 

 
Betriebskostenzuschuss 2012 für den ev. St. Johannes Kindergarten in 
Appen 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein hat den Haushaltsplanentwurf für das 
Jahr 2013 (siehe Anlage) eingereicht. Als Anlage ist lediglich ein Haushaltsplan ohne 
Erläuterungen beigefügt, da diese aus Datenschutzgründen nur für den kircheninter-
nen Gebrauch bestimmt sind. 
 
Erträge von 503.410 Euro stehen Aufwendungen in Höhe von 912.050 Euro gegen-
über, daraus ergibt sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 408.640 Euro.  
 
Für das Jahr 2012 wurde ein Zuschuss in Höhe von 331.530 Euro gewährt (Jahres-
rechnung bleibt noch abzuwarten), so dass sich eine Kostensteigerung in Höhe von 
77.110 Euro ergibt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Kostensteigerung ist insbesondere auf die erforderlichen Bauinvestitionskosten 
in Höhe von 38.750 Euro zurück zuführen.  
Außerdem waren durch die Umstrukturierungen zum Kindergartenjahr 2012/2013  
Stundenaufstockungen sowie eine Neueinstellung erforderlich, dies ergibt erhebliche 
Mehrausgaben bei den Personalkosten. 
 
Die voraussichtlichen Elternbeiträge in Höhe von 279.900 Euro und die Sozialstaf-
felerstattungen in Höhe von 49.400 Euro decken etwa 36,1% der Gesamtausgaben. 
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Finanzierung: 
 
Bei der Haushaltsstelle 46400.677000 ist der Zuschuss in Höhe von 408.700 Euro 
bereitzustellen.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, die vom dem Kirchenkreis 
Hamburg-West/Südholstein aufgeführten Kosten für das Jahr 2013 als zuschussfähig 
anzuerkennen.  
 
Im Haushaltsplan 2013 der Gemeinde Appen werden 408.700 Euro als Zuschuss für 
den ev. St. Johannes Kindergarten Appen eingeplant.  
 
 
 
___________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Wirtschaftsplan 2013  
 
 
 



Ö  6





















 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 679/2012/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 18.10.2012 
Bearbeiter: Inka Backer AZ: 9/700-212 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 27.11.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 04.12.2012 öffentlich 

 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale 
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und 
Gebührensatzung) 
 
Sachverhalt: 
Die Gebührenkalkulation für die Schmutzwasserbeseitigung in der Gemeinde Appen 
hat ergeben, dass die Grundgebühren zum 1. Januar 2013 erhöht werden müssen. 
Für die Zusatzgebühr ist keine Anpassung erforderlich. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Verwaltungsseitig wird empfohlen, die ermittelten Gebührensätze zur Kenntnis zu 
nehmen und einer Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung am 1. Januar 2013 
zuzustimmen..  
 
 
Finanzierung: 
Die entsprechenden Benutzungsgebühren sind im Haushaltsplanentwurf 2013 bei 
der Haushaltsstelle 70000 110000 eingeplant worden..  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die anliegende 7. Nach-
tragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und Gebührensatzung) zu beschlie-
ßen..  
 
 
___________________ 
Banaschak 
Bürgermeister 
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Anlagen: 7. Nachtragssatzung  
 
 
 



 
7. Nachtragssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren  
für die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Appen  

(Beitrags- und Gebührensatzung) 
 
Die Gemeindevertretung beschließt aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.2.2003 (GVOBl. Schl. – H. S. 57), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. März 2012 (GVOBl. Schl. – H. S. 371) und der §§ 1, 
2, 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Janu-
ar 2005 (GVOBl. Schl. – H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2007 
(GVOBl. Schl. – H. S. 362) in ihrer Sitzung am 4. Dezember 2012 folgende 7. Nach-
tragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und Gebührensatzung): 
 
 

Artikel I 
 
§ 13 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Grundgebühr beträgt je Wohneinheit monatlich   3,88 Euro, 
 mindestens jedoch je Grundstücksanschluss    5,82 Euro. 
 
 Für Grundstücke, die direkt an den Hauptsammler West 
 angeschlossen sind, wird keine Grundgebühr erhoben. 
 
(2) Die Zusatzgebühr beträgt je Kubikmeter Abwasser 
 a) bei Grundstücken, die über den unmittelbaren Kanalan- 
     schluss der Marseille-Kaserne an den Hauptsammler 
     West entsorgt werden       1,17 Euro, 
 
 b) bei allen anderen an den gemeindlichen Anlagen oder 
     an den Hauptsammler West unmittelbar angeschlossenen 
     Grundstücken         1,73 Euro. 
 
(3) Die Benutzungsgebühr nach § 12 Absatz 3 beträgt für die 
 Abwasserbeseitigung 
 a) aus abflusslosen Gruben monatlich (17 Entleerungen jährlich)     115,00 Euro, 
 b) aus Hauskläranlagen monatlich (2 Entleerungen jährlich)          20,45 Euro 
     je Anlage. 
 
 

Artikel II 
 
Die 7. Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
 
Appen, den 4. Dezember 2012 
 
 
gez. Banaschak 
Bürgermeister 
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 686/2012/APP/BV 
 
 
Fachteam: Kommunikations- und Strukturmanagement Datum: 20.11.2012 
Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 27.11.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 04.12.2012 öffentlich 

 
Beitritt der Gemeinde zum neu zu gründenden Zweckverband Breitband 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die azv Breitband GmbH hat seit 2007 damit begonnen, die Versorgung der Ge-
meinden des Amtes Moorrege mit schnellem Internet (Glasfaserverkabelung) in die 
Wege zu leiten. In Appen gab es bereits den Versuch, die Produkte der azv Breit-
band GmbH zu verkaufen, welcher jedoch mangels Interesse der Haushalte in der 
Gemeinde erfolglos blieb. Statt der geforderten 60 % Anschlussquote wurde hiervon 
nicht mal die Hälfte erreicht. Zurzeit werden durch die azv Breitband GmbH die Ge-
meinden Heist, Holm und Neuendeich aus dem Amtsbereich sowie die Gemeinden 
Lentföhrden und Hasloh bearbeitet. Grundlage für die Breitbandaktivitäten dieser 
GmbH war ein Beschluss der Verbandsversammlung des AZV Pinneberg vom 
05.07.2010, ihrem Kommunalunternehmen, der azv Breitband GmbH, die Aufgabe 
„Telekommunikationsdienstleistungen einrichten und betreiben“ zuzuordnen. In der 
Sitzung der Verbandsversammlung am 19.12.2011 wurden dann erstmals Bedenken 
dagegen geäußert, dass eventuelle Risiken aus den Aktivitäten der GmbH am Ende 
von der Solidargemeinschaft aller Verbandsmitglieder des AZV Pinneberg getragen 
werden müssten, obwohl nur einige Gemeinden Vorteile hätten. Diese Kritik wurde 
massiv durch die Städte geäußert. Die Befürchtungen stützen sich dabei besonders 
auf Gemeinden, bei denen eine hohe Investitionslücke offensichtlich ist und in keins-
ter Weise ausgeglichen werden könnte. Die Diskussionen wurden weiterhin geführt 
und endeten schließlich mit dem Beschluss des erweiterten Verwaltungsrates am 
08.10.2012, bis zum Jahresende eine Option vorzuschlagen, die die Risikohaftung 
auf die Gemeinden beschränkt, in deren Gebiet die Breitbandversorgung durchge-
führt wird. 
In darauf folgenden Gesprächen wurde der Vorschlag konkretisiert, einen Zweckver-
band mit den Gemeinden zu gründen, in deren Gebiet eine Breitbandversorgung er-
folgt.  
Ein Zweckverband wird für die betroffenen Gemeinden als sinnvoll angesehen. 
Durch dieses Instrument erhalten die Mitgliedsgemeinden die Möglichkeit zur Ein- 
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und Mitwirkung in die Breitbandaktivitäten in ihrem Gebiet. Es ermöglicht den direk-
ten Informationsfluss, was somit auch den Einwohnern zu Gute kommt. Wesentlich 
ist aber auch die Lösung der Haftungsfrage. Die Risikohaftung beschränkt sich zu-
künftig nur noch auf die Mitglieder dieses Zweckverbandes. In Schleswig-Holstein 
werden bereits erfolgreich Zweckverbände in diesem Bereich praktiziert. 
 
Der Zweckverband hätte dann die Aufgabe, die Breitbandversorgung im Gebiet sei-
ner Mitglieder flächendeckend sicherzustellen, zu fördern und dauerhaft zu sichern. 
Hierzu gehört unter Beachtung der jeweils geltenden rechtlichen Rahmenbedingun-
gen die Schaffung, Unterhaltung, Instandhaltung und Wartung des passiven und ak-
tiven Netzes sowie der passiven und aktiven Infrastrukturmaßnahmen für eine flä-
chendeckende Breitbandversorgung im Verbandsgebiet. Zu diesem Zweck kann der 
Zweckverband in eigene Infrastruktur investieren. Der Zweckverband hat weiterhin 
die Aufgabe, die Realisierung des Breitbandnetzes zu überwachen und zu steuern.  
 
Zur Gründung des Zweckverbandes „BZV Südholstein“ werden eine Verbandssat-
zung und ein öffentlich-rechtlicher Vertrag vorbereitet.  
 
Es geht jetzt zunächst um die grundsätzliche Entscheidung, einem neuzugründenden 
Zweckverband zur Breitbandversorgung beizutreten.  
 
Das Scheitern des Projektes in Appen ist gerade mal etwas über ein Jahr her. Es ist 
davon auszugehen, dass ein erneuter Anlauf in naher Zukunft zu keinem besseren 
Ergebnis kommen würde. Gleichwohl sind Teile der Gemeinde Appen, wie z.B. das 
Gewerbegebiet Hasenkamp, nicht außer Acht zu lassen. Eine Umsetzung von Breit-
bandaktivitäten wäre nur durch einen Beitritt zum Zweckverband möglich, der aber 
auch jederzeit vollzogen werden könnte.   
 
 
 
Finanzierung: 
 
Ein Zweckverband „BZV Südholstein“ würde mit einem wirtschaftlichen Zweck auftre-
ten und in eine Breitbandinfrastruktur investieren. Ein Zweckverband mit wirtschaftli-
chen Zielen ist mit einem Stammkapital auszustatten (§ 15 Abs. 3 Gesetz über kom-
munale Zusammenarbeit). Es wurde errechnet, dass dieses Stammkapital 20.000 € 
betragen muss. Eine Verbandsumlage würde zunächst nicht erhoben werden, sofern 
die Eigenkapitalausstattung und laufende Kosten durch Leistungen des Betreibers 
gewährleistet sind. 
Es ist vorgesehen, die Stammkapitaleinlage zu verzinsen. Bei einem späteren Aus-
tritt aus dem Zweckverband würde eine Rückzahlung dieser Einlage erfolgen, wenn 
denn keine Leistungen durch den Zweckverband in der Gemeinde erfolgt sind, für die 
das Kapital genutzt wurde. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Appen hält die Gründung eines neuen Zweckverbandes „BZV Süd-
holstein“ für sinnvoll, um die Herstellung der Breitbandversorgung mit einem Glasfa-
sernetz in unterversorgten Gemeinden zu gewährleisten. Ein Beitritt soll zum jetzigen 



Zeitpunkt jedoch nicht erfolgen. Die Entwicklung des Zweckverbandes sowie die 
Entwicklung der Bedürfnisse nach einem schnellen Glasfasernetz in der Gemeinde 
bleiben abzuwarten, um zu einem späteren Zeitpunkt über einen Beitritt zu entschei-
den. 
 
 
 
___________________ 
Banaschak 
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